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Hände weg von der Bahn!

Deutsche Kommunistische Partei

FDP und Grüne fordern die Zer-
schlagung der Bahn. Sie wollen 
die Eisenbahninfrastruktur aus 
dem Konzern herauslösen und 
in eine staatliche Gesellschaft 
überführen. Der Steuerzah-
ler soll die Infrastruktur tragen, 
während Privatunternehmen 
die Gewinne aus der Beförde-
rung von Personen und Gütern 
einstreichen. Grüne und FDP 
stehen damit für eine radikale 
Privatisierungspolitik. Ähnliches 
wurde bereits in Großbritannien 
umgesetzt, mit katastrophalen 
Folgen für den schienenge-
stützten Nah- und Fernverkehr. 
Die Haltung von FDP und Grü-
nen wird von einigen Verkehrs-
verbänden, der staatlichen 
Monopolkommission und der 
Gewerkschaft Deutscher Loko-
motivführer (GDL) unterstützt. 
Das zeigt, wie weit wirtschafts-

liberale Politik verankert ist. Die 
Eisenbahnergewerkschaft EVG 
ruft gemeinsam mit dem Deut-
schen Gewerkschaftsbund mit 
Recht zu Protesten auf.

Arbeitsplatzverlust und 
Lohneinbußen
„Für die Beschäftigten der DB 
drohen Arbeitsplatzverlust und 
Lohneinbußen“, so der Vize-
Vorsitzende der EVG, Martin 
Burkert. Nun liegt bei der Deut-
schen Bahn wirklich vieles im 
Argen. Ein reibungsloser und 
attraktiver Personenverkehr auf 
der Schiene sieht anders aus. 
Bereits heute sind Bereiche wie 
Reinigung und Sicherheit als 
eigene Dienstleistungsbereiche 
ausgegliedert. Sie gehören zu 
den Niedriglohnbereichen. In 
der Regel liegen die Gehälter 
aber dennoch über den bran-

Keine weitere Privatisierung - Für ein einheitliches 
öffentliches Bahnunternehmen

Für eine nachhaltige 
Verkehrspolitik 
Die DKP hat im Frühjahr 2020 
Forderungen für eine umwelt- 
und klimagerechte Verkehrs-
politik beschlossen. Die DKP 
fordert unter anderem:
•	eine	 Verkehrsreduzierung	

durch das Ermöglichen kur-
zer Wege: Sicherstellung 
von Nahversorgung, wohn-
ortnahen Arbeitsplätzen und 
sozialer Infrastruktur

•	die	Verlagerung	des	Güter-
verkehrs auf die Schiene 
und auf das Wasser 

•	den	 öffentliche	 Personen-
nahverkehr	 (ÖPNV)	 flä-
chendeckend zu intensi-
vieren, auszubauen und 
kostenlos vorzuhalten

•	Umwandlung	 der	 Deut-
schen Bahn AG und der 
privaten Eisenbahnver-
kehrsunternehmen in eine 
einheitliche	 öffentlich-recht-
liche	Unternehmensform

•	die	 Instandsetzung	 der	
Schieneninfrastruktur durch 
ein	 öffentliches	 Investiti-
onsprogramm und die Wie-
derinbetriebnahme und 
Instandsetzung der stillge-
legten etwa 6.500 Strecken-
kilometer, insbesondere 
im ländlichen Raum und in 
Ostdeutschland

•	die	 Finanzierung	 des	 Aus-
baus eines ticketfreien öf-
fentlichen Personennah-, 
Regional- und Fernverkehrs 
in	öffentlicher	Trägerschaft.
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chenüblichen Löhnen außerhalb 
der Bahn. Diese Struktur wäre 
in	der	Folge	einer	Trennung	von	
Netz und Betrieb nicht mehr 
haltbar. Bereits heute kommen 
Subunternehmen zum Einsatz, 
das muss untersagt werden. 
Ausgerechnet die Befürworter 
weiterer Privatisierungen führen 
diese Probleme an, um für die 
Zerschlagung zu werben.

Im Würgegriff der 
(Auto-)Industrie
Bewusst lenken sie dabei von 
den	 wahren	 Ursachen	 ab.	 Die	
Verkehrspolitik in Deutschland 
ist	 im	 Würgegriff	 der	 (Auto-)
Industrie. Die einseitige För-
derung des Individualverkehrs 

bleibt nicht ohne Wirkung auf 
den	 öffentlichen	 Schienenver-
kehr.	 Die	 massive	 Unterfinan-
zierung der Schieneninfrastruk-
tur und die Renditeorientierung 
der Bahn haben den heutigen 
Zustand hervorgebracht und 
dafür tragen die verschiedenen 
Regierungskoalitionen der ver-
gangenen Jahrzehnte die Ver-
antwortung.  

Eine	nachhaltige	Klima-	und	Um-
weltpolitik wird es mit einer zer-
schlagenen Bahn nicht geben. 
Heute unterliegt der Gesamtkon-
zern noch staatlicher Regie, die 
bisherigen Privatisierungsschrit-
te müssen rückgängig gemacht 
werden. Wir brauchen keine Ak-
tiengesellschaft und wir müssen 
weg vom Renditedruck. Mobilität 
ist	eine	öffentliche	Aufgabe.	Eine	
Zerschlagung würde das letz-
te große zusammenhängende 
Staatsvermögen	 dem	 Einfluss-
bereich staatlicher Politik ent-
ziehen.	 Für	 den	 Umweltschutz	
und eine nötige Verkehrswende 
wäre das eine Katastrophe. Ge-
gen die Zerschlagung der Bahn 
wird und muss es massive Pro-
teste geben.
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Die Beschäftigten der Deutschen Bahn AG

Die drei größten Bereiche der Deutschen Bahn können wie folgt 
betrachtet werden:

1.	Die	Infrastrukturbetriebe:	DB	Netz	(Schienen),	DB	
Station&Service (Personenbahnhöfe), DB Energie (Stromnetz) mit 
insgesamt etwa 62.000 Beschäftigten

2. Die Verkehrsbetriebe: DB Fernverkehr, DB Regio, DB Cargo, 
DB Arriva (Auslandpersonenverkehr), DB Schenker mit insgesamt 
etwa	214.400	Beschäftigten

3. Die Dienstleistungsunternehmen: DB Service (Reinigung, Ge-
bäude),	DB	Sicherheit,	DB	Kommunikationstechnik,	DB	Systel	(IT),	
DB E&C (Ingenieursleistungen) und weitere mit insgesamt etwa 
31.000	Beschäftigten

Die Betriebe der Infrastruktur und die Verkehrsbetriebe sind ver-
pflichtet,	die	eigenen	Dienstleister	in	Anspruch	zu	nehmen.	Die-
ses entfällt, wenn nach dem Willen der Grünen und der FDP die 
Infrastruktur beim Staat verbleiben und die Verkehrsbetriebe dem 
Markt (privatisiert) preisgegeben werden.


